
G E S E T Z
über die Wahlen zu den örtlichen Volksvertretungen 

in der Deutschen Demokratischen Republik

Vom 3. April 1957 

I.
A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n

§ 1
Wahlgrundsätze

(1) In der Deutschen Demokratischen Republik wird der Wille 
des Volkes durch die in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und 
geheimer Wahl gewählten Volksvertretungen und deren Organe 
verwirklicht. Durch die Wahl zu den örtlichen Volksvertre­
tungen entsendet die Bevölkerung in der Deutschen Demokra­
tischen Republik ihre besten Vertreter als Abgeordnete in die 
Bezirkstage, Kreistage, Stadtverordnetenversammlungen, Stadt­
bezirksversammlungen, Gemeindevertretungen. Die Volksver­
tretungen sind in ihrem Zuständigkeitsbereich die obersten 
Organe der Staatsmacht und leiten — gemäß dem „Gesetz über 
die örtlichen Organe der Staatsmacht“ vom 17. Januar 1957 — 
den gesamten politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Auf­
bau des Sozialismus in ihrem Zuständigkeitsbereich. Sie stützen 
sich in ihrer Arbeit auf die Nationale Front des demokratischen 
Deutschland, in der die demokratischen Parteien und Massen­
organisationen sowie alle demokratischen Kräfte Zusammen­
arbeiten.

(2) Die Abgeordneten für die Bezirkstage, Kreistage, Stadt­
verordnetenversammlungen, Stadtbezirksversammlungen und 
Gemeindevertretungen werden auf die Dauer von vier Jahren 
gewählt.

(3) Die Festsetzung des Wahltermins erfolgt durch den Mini­
sterrat.

W a h l r e c h t

§ 2
(1) Wahlberechtigt für die Wahlen zu den Bezirkstagen, 

Kreistagen, Stadtverordnetenversammlungen, Stadtbezirksver­
sammlungen und Gemeindevertretungen sind alle Männer und 
Frauen deutscher Staatsangehörigkeit, die am Wahltag das 
18. Lebensjahr vollendet und ihren Wohnsitz in dem betreffen­
den Bezirk, dem Kreis, der Stadt, dem Stadtbezirk oder der 
Gemeinde haben.
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